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Liebe Erbbauberechtigte,

städtische Grundstücke sind Voraussetzung, um heute bezahlbaren Wohnraum für unsere 
Bürgerinnen und Bürger zu schaffen sowie die langfristigen Gestaltungs- und Entwicklungs-
möglichkeiten für morgen zu erhalten. Da Boden eine knappe Ressource ist, muss der Bestand 
an städtischen Grundstücken gehalten und vermehrt werden.   

Der Senat hat mit der Neuausrichtung seiner Bodenpolitik die intensivere Nutzung des Erbbau-
rechts beschlossen und somit dem Erbbaurecht Vorfahrt gegeben. Gemeinsam mit der Volks
initiative „Boden und Miete“ hat die Stadt den Verkauf von städtischem Grund und Boden in 
der Verfassung in großen Teilen unterbunden. Grundstücke, die für den Wohnungsbau bestimmt 
sind, sollen grundsätzlich ausschließlich im Rahmen des Erbbaurechts vergeben werden – nur in 
sehr eng begrenzten Ausnahmefällen ist ein Verkauf zulässig. 

Mit der neuen Bodenpolitik wurden Erbbaurechtskonditionen noch einmal deutlich verbessert 
und unter anderem die Erbbauzinsen für den Wohnungsbau von 1,5 auf 1,3 % gesenkt. Bun-
desweit hat Hamburg damit die attraktivsten Erbbaurechtskonditionen – auch und gerade bei 
Eigenheimgrundstücken.

Aktuell hat die Stadt etwa 4.400 Grundstücke im Bereich Wohnen und Gewerbe im Erbbaurecht 
vergeben. Der größte Anteil im Bereich Wohnen entfällt dabei auf Eigenheimgrundstücke. In naher 
Zukunft werden einige der Erbbaurechtsverträge auslaufen. In diesem Zuge sowie bei geplanten 
Veränderungen an den Baulichkeiten, Umfinanzierungen oder im Erbfall treten viele Fragen auf: 

u	 Welche Strategie verfolgt die Stadt? Welche Rechte haben Erbbauberechtigte?  
	 Welche Möglichkeiten bieten sich nach Auslauf des Erbbaurechts? 

Mit dieser digitalen Erbbaurechtsbroschüre geben wir Ihnen grundsätzliche Informationen zum  
Erbbaurecht und beantworten alle Fragen, die häufig in Zusammenhang mit dem Auslaufen eines 
Erbbaurechts gestellt werden. Wenn Sie weitere Fragen an uns haben, melden Sie sich gerne! 

Dr. Andreas Dressel 
Finanzsenator und Verwaltungsratsvorsitzender des 
Landesbetriebs Immobilienmanagement und Grundvermögen (LIG)

Dr. Andreas Dressel
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Liebe Leserinnen und Leser, 

Hamburg als wachsende Metropole auch in 
Zukunft nachhaltig und sozial zu gestalten, ist 
ein zentrales Anliegen des Senats der Freien 
und Hansestadt Hamburg. Der sorgsame Um-
gang mit öffentlichem Grund und Boden ist 
dabei von ganz besonderer Bedeutung, um 
langfristig bezahlbaren Wohnraum für Men-
schen aller Einkommensgruppen zu sichern. 
Ein zentrales Element der Hamburger Bau-
landstrategie ist deshalb die vorrangige Nut-
zung des Erbbaurechts.

Mit diesem wirksamen Instrument geht der 
Senat bewusst einen neuen Weg in seiner Bo-
denpolitik. Durch das Erbbaurecht ermöglichen 
wir es kommenden Generationen, den so knap-
pen und wertvollen Stadtraum auch in Zukunft 
zum Wohle aller sozialverträglich zu gestal-
ten. Gleichzeitig wirken wir der Spekulation 
mit Grundstücken aktiv entgegen – einem der 
Preistreiber beim Wohnungsbau. Wir sorgen 
somit für günstigere Grundstückspreise, die 
sich schlussendlich auch auf die Kaufpreise und 
Mieten für Häuser und Wohnungen auswirken.

Durch die Nutzung des Erbbaurechts haben 
darüber hinaus Menschen mit weniger Eigen-
kapital die Chance, den Traum vom eigenen 
Zuhause in die Tat umzusetzen. Mit einem 
gesenkten Erbbauzins von 1,3 % des aktuel-
len Bodenwertes bietet Hamburg hier eine der 
fairsten Finanzierungsbedingungen in ganz 
Deutschland. Zugleich stellen wir sicher, dass 
der Wohnungsbau in unserer Stadt im Sinne der 
kooperativen Politik des Senats auch für sozial 
verantwortliche Bauherren wie die Genossen-
schaften wirtschaftlich vertretbar bleibt.

Wie genau das Erbbaurecht dabei funktio-
niert und welche Vorteile es für Ihre persönli-
che Planungssicherheit und die Bezahlbarkeit 
von Grundstücken bietet, erläutert Ihnen diese 
Broschüre kompakt und verständlich. Ich wün-
sche eine anregende Lektüre!

Karen Pein
Senatorin für Stadtentwicklung und Wohnen  
der Freien und Hansestadt Hamburg

Karen Pein
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1. Allgemeines zum 
Erbbaurecht
Was ist ein Erbbaurecht? 

Ein Erbbaurecht ist ein grundstücksgleiches 
Recht, d. h. das Recht der Erbbauberechtig-
ten, auf einem Grundstück für eine vertrag-
lich bestimmte Zeit ein Gebäude zu errichten 
und/oder zu unterhalten, während das Eigen-
tum am Grundstück bei den Erbbaurechtsge-
benden verbleibt (§ 1 Absatz 1 ErbbauRG). 
Die rechtliche Grundlage und Maßgabe für 
die Vertragsgestaltung ist das Gesetz über 
das Erbbaurecht, kurz Erbbaurechtsgesetz 
(ErbbauRG) genannt. 

Wie sehen die Erbbaurechtskonditionen in 
Hamburg für Eigenheimgrundstücke aus?

Die Stadt Hamburg vergibt Erbbaurechte an 
Wohngrundstücken sowie für Wohnfolge-
einrichtungen grundsätzlich für 75 Jahre (an 
Mietgeschosswohnungsbaugrundstücken für 
bis zu 100 Jahre). Davon abweichende Lauf-
zeiten können sich aus stadtentwicklungs
bedingten strategischen Gründen einzelfall
bezogen ergeben.

Welche Vorteile haben Erbbauberechtigte?

•	 Erbbauberechtigte sind Eigentümerin bzw.  
	 Eigentümer ihrer bzw. seiner Immobilie auf 
	 fremdem Grund und Boden.
•	 Für das Erbbaurecht wird ein Erbbaugrund- 
	 buch angelegt und damit ist die Beleihung 
	 der Immobilie möglich.
•	 Bei Neubestellungen von Erbbaurechten an 
	 Eigenheimgrundstücken werden – im Fall  
	 einer Einmalentgeltzahlung – 75 % des 
	 Bodenwertes als kapitalisierter Erbbauzins 
	 für 75 Jahre erhoben. Die Finanzierung des 
	 Vorhabens ist daher günstiger als bei  
	 einem Grundstückskauf.
•	 Erbbauzinszahlungen sind auch als laufen- 
	 de Erbbauzinszahlungen möglich. Der  
	 Erbbauzinssatz für Wohnnutzung beträgt  
	 aktuell 1,3 % des Bodenwertes. Erbbaube- 

	 rechtigte erhalten Planungssicherheit be- 
	 züglich der grundstücksbezogenen Kosten, 
	 da der Erbbauzins über die Laufzeit des Ver- 
	 trages langfristig vereinbart wird und eine 
	 Anpassung nur an die Inflationsentwick- 
	 lung erfolgt. 

Vertragsabschluss und Regelungen  
eines Erbbaurechts 

•	 Eine Erbbaurechtsbestellung erfordert wie 
	 alle Grundstücksgeschäfte die Beurkun- 
	 dung eines notariellen Vertrages und wird 
	 mit Eintragung in das Grundbuch vollzogen. 

•	 Das Recht wird im Stammgrundbuchblatt 
	 des Grundstücks an rangerster Stelle einge- 
	 tragen. Gleichzeitig wird ein Erbbaugrund- 
	 buchblatt angelegt, in dem die bzw. der 
	 Erbbauberechtigte als Inhaberin bzw. Inha- 
	 ber des Rechts eingetragen wird. 

•	 Durch die grundbuchliche Trennung von 
 	 Grundstück und Recht wird das Erbbau- 
	 recht grundstücksgleich veräußerbar, ver- 
	 erbbar und beleihbar. 

•	 Auch die vereinbarte Laufzeit findet sich 
	 im Erbbaurechtsvertrag und in beiden 
	 Grundbuchblättern wieder.

•	 Erbbaurechtsbestellungen mit dem eben- 
	 falls vertraglich zu vereinbarenden Nut- 
	 zungszweck „Wohneigenheimbebauung“ 
	 (speziell Einfamilienhäuser, Doppelhäuser, 
	 Doppelhaushälften und Reihenhäuser)  

„Erbbaurechtsgeberin (Stadt)“ und „Erbbauberechtigte“



ERBBAURECHT
SEITE 5

	 werden von der Stadt regelhaft für eine  
	 Laufzeit von 75 Jahren vorgenommen.

•	 Für das Erbbaurecht ist ein Entgelt zu  
	 leisten. Dies kann entweder durch die Zah- 
	 lung eines laufenden Erbbauzinses oder ein 
	 auf die Vertragslaufzeit kapitalisiertes Ein- 
	 malentgelt bei Vertragsabschluss erfolgen. 

•	 Neben dem Entgelt erhebt die Erbbau 
	 rechtsgeberin (Stadt) grundsätzlich eine  
	 Aufwandsbeteiligung für Leistungen, die  
	 ausschließlich im Interesse der Erbbau- 
	 berechtigten erbracht wurden, somit für 
	 Erbbaurechtsbestellungen, Laufzeitverlän- 
	 gerungen und bei der Vergrößerung von 
	 Erbbaurechten. Die Höhe beträgt 2 % 
	 des kapitalisierten Erbbauzinses; maximal  
	 30.000 Euro. 

•	 Grundsätzlich unterliegen Rechtsgeschäf- 
	 te, die auf die Bestellung oder Verlängerung 
	 eines Erbbaurechts sowie den Verkauf 
	 des Grundstücks an die Erbbauberechtigten  
	 gerichtet sind, dem Grunderwerbsteuer- 
	 gesetz. Der derzeit gültige Steuersatz der 
	 Stadt beträgt 5,5 % des kapitalisierten Erb- 
	 bauzinses. Die Festsetzung der Grunder- 
	 werbsteuer erfolgt per Steuerbescheid 
	 durch das Finanzamt für Verkehrssteuern  
	 und Grundbesitz in Hamburg.

2. Die Stadt Hamburg 
	  im Erbbaurecht 

Strategie der Stadt 

Die Stadt hatte rund 5.100 Erbbaurechte 
für Ein- und Zweifamilienhausgrundstücke 
schwerpunktmäßig in den 1920er-/30er-Jah-
ren sowie während der 1950er-/60er-Jahre 
vergeben, um den großen Bedarf an Wohn-
raum auch im „Eigenheim“ zu fördern und zu 
decken. Eine Vergabe von Erbbaurechten wur-
de bis in die 1960er-/70er-Jahre befürwortet. 
In den folgenden Jahren ist die Stadt dazu 
übergegangen, Grundstücke vermehrt zu ver-
kaufen. Neben fiskalischen Interessen stand 
für den Senat die Schaffung von guten Rah-
menbedingungen für Wachstumsimpulse in 
der Wohnungswirtschaft im Vordergrund. 
Außerdem sollten die Voraussetzungen für 
einen Eigentumserwerb der Grundstücke, die 
nicht von der Stadt benötigt wurden, verbes-
sert werden. Von dieser recht umfassenden 
„Verkaufsstrategie“ wurde in den letzten Jah-
ren immer stärker abgerückt. 

Boden ist eine knappe und endliche Ressour-
ce. Er ist vielerorts zu einer Handelsware und 
insbesondere zu einem Spekulationsobjekt 
geworden. Auch der Stadtstaat Hamburg 
ist konfrontiert mit einer hohen Nachfrage 
nach Grund und Boden sowie insbesondere 
Wohnraum. Dies führte bereits in der Ver-
gangenheit zu steigenden Mieten und Grund-
stückskosten sowie Nutzungskonkurrenzen. 
Der Erhalt von Grund und Boden im  
städtischen Eigentum ist essenziell für die  
Sicherung bezahlbaren Wohnraums und für  
eine nachhaltige Stadtentwicklung. Stadt- 
entwicklung ist und bleibt ein demo- 
kratischer Prozess, der eines breiten Kon- 
senses zwischen Behörden, Senat, Bürger- 
schaft und den Bürgerinnen und Bürgern 
bedarf. Erbbaurechte sollen deshalb über 

u  �Hamburg baut auf Erbbaurechte –  
für eine entwicklungsfähige  
Zukunft der Stadt. 
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alle Eigentums- und Hausformen hinweg 
berücksichtigt werden und damit sowohl 
bei geförderten als auch bei frei finan- 
zierten Bauvorhaben.

u  �Boden ist eine knappe, 
     nicht vermehrbare Ressource.

Die Hamburger Liegenschafts- und Boden
politik sowie die Stadtentwicklungs- und Woh-
nungspolitik basieren auf der von der Bürger-
schaft beschlossenen Bodenpolitik und den 
daraus resultierenden Drucksachen „Gemein-
wohlorientierte Bodenpolitik (Drs. 21/18514 
und 22/11998)“. Die beschlossenen Grund-
lagen haben sich bewährt und werden konti-
nuierlich weiterentwickelt. Mit der Drucksache 
„Gemeinwohlorientierte Bodenpolitik“ hat sich 
die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) im 
Sinne der Nachhaltigkeit und Generationen-
gerechtigkeit verpflichtet, noch sorgsamer mit 
den begrenzten und nicht reproduzierbaren 
Flächenressourcen der Stadt umzugehen. Im 
Rahmen der Volksinitiative „Boden & Wohn-
raum behalten – Hamburg sozial gestalten! 
Keine Profite mit Boden & Miete!“ wurde eine 
Verfassungsänderung erwirkt, die Wohn-
grundstücke im Eigentum der FHH grundsätz-
lich vom Verkauf ausschließt (Hamburgische 
Verfassung Artikel 72 Absatz 6). Statt des Ver-
kaufs von Grundstücken sollen diese grund-
sätzlich ausschließlich im Rahmen des Erb-
baurechts vergeben werden. [Nur in sehr eng 
begrenzten Ausnahmefällen ist weiterhin ein 
Verkauf zulässig.] Darüber hinaus verpflichtet 
sich der Senat, dass die Flächenbilanz zukünf-
tig im mehrjährigen Vergleich positiv ausfällt, 
sodass die Gesamtfläche im Staatsgebiet der 
FHH in öffentlicher Hand erhalten bleibt und 
zukünftig zunimmt (Drs. 22/9844).

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/68224/haushaltsbeschluss_2019_2020_einzelplan_9_1_finanzbehoerde_nachbewilligung_nach_35_landeshaushaltsordnung_fuer_die_haushaltsjahre_2019_2020_sozial_ger.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/83881
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/81599/einigung_mit_der_volksinitiative_boden_wohnraum_behalten_hamburg_sozial_gestalten_keine_profite_mit_boden_miete.pdf
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Erbbauzins

•	 Für das Erbbaurecht ist entweder ein lau- 
	 fender Erbbauzins (monatlich, quartalswei- 
	 se, halbjährlich oder jährlich) oder ein auf 
	 die Laufzeit kapitalisiertes Einmalentgelt 
	 zu zahlen. 
	 Aktuell erhebt die Stadt für Erbbau- 
	 rechte an Wohnungsbaugrundstücken 
	 jährlich 1,3 % des bei Vertragsabschluss 
	 aktuellen Bodenwertes. Damit gehört  
	 der Erbbauzins in Hamburg zu den  
	 niedrigsten im bundesweiten Vergleich.  
	 Das macht das Erbbaurecht in Hamburg  
	 besonders attraktiv.

Berechnung Erbbauzins für ein Wohngrundstück: 
600 m² Grundstücksfläche x 500 Euro/m² = 300.000 Euro (Bodenwert)
Davon 1,3 % = 3.900,00 Euro p. a. (im Grundbuch einzutragender Erbbauzins)

Berechnung Einmalentgelt für ein Wohngrundstück: 
600 m² Grundstücksfläche x 500 Euro/m² = 300.000 Euro (Bodenwert)
75 % x 300.000 Euro (Bodenwert) = 225.000 Euro

Berechnung des Erbbauzinses 

Der laufende Erbbauzins p. a. wird bei Vertrags- 
beginn wie folgt berechnet: 

•	 Der Erbbauzins wird nach allgemeinen  
	 Regelungen (BGB) jeweils nach 3 Jahren 
	 angepasst. Die Anpassung orientiert sich  
	 an der Entwicklung des Verbraucherpreis- 
	 indexes für den zurückliegenden Prüfzeit- 
	 raum von 3 Jahren. 

•	 Das kapitalisierte Entgelt für eine Laufzeit 
	 von 75 Jahren beträgt 75 % des Boden- 
	 wertes und ist gleich bei Vertragsbeginn  
	 im Voraus zu zahlen.

Erbbauzins = Erbbauzinssatz* x Bodenwert
* Der zu diesem Zeitpunkt geltende Erbbauzinssatz.

Erbbauberechtigte

Erbbaurechtsgeberin (Stadt)

zahlt 
Erbbauzins

oder 
Einmalentgelt

überlässt
Grundstück

schließen 
Erbbaurechtsvertrag



ERBBAURECHT
SEITE 8

synchronisieren. Somit schafft die Stadt eine 
gute Ausgangslage für eine ganzheitliche und 
zukunftsweisende Betrachtung eines Gebietes. 
Erbbaurechtsverlängerungen sind möglich, 
sofern keine stadtentwicklungspolitischen 
Gründe dagegensprechen. Regelhaft erfolgt 
eine Verlängerung des Erbbaurechts frühes-
tens 5 Jahre vor Ablauf des Erbbaurechts. 
Im Falle von ausstehenden Investitions
entscheidungen, wenn Planungssicherheit be-
nötigt wird, ist eine frühzeitige Prüfung durch 
den LIG möglich. Vorzeitige Verlängerungen 
auf bis zu 40 Jahre sind – vorbehaltlich der 
Portfolioentscheidung – bei umfangreichen 
Baumaßnahmen ab einer Wertgrenze von 
50.000,00 Euro möglich. Der Umfang der Bau-
maßnahmen ist konkret nachzuweisen (z. B. 
durch eine Aufstellung und Kostenschätzung 
einer Architektin oder eines Architekten).

b) Beendigung der Erbbaurechte 
	 durch Zeitablauf 

Die Beendigung von Erbbaurechten durch  
Zeitablauf bietet die Möglichkeit, Wohngebie-
te an sich ändernde Wohn- und Lebensformen 
anzupassen. Insbesondere kann der gestiege-
ne Bedarf an preiswertem Wohnraum durch 
eine behutsame Nachverdichtung auf Teilflä-
chen der Ein- und Zweifamilienhausgebiete 
bzw. durch eine entsprechende Umsetzung 
von Geschosswohnungsbau 
gedeckt werden.

  c) Verkauf von Grundstücken 

Aufgrund des verfassungsrechtlichen Verbots 
der Eigentumsübertragung an Wohngrund
stücken ist ein Verkauf von Eigenheimgrund-
stücken grundsätzlich nicht mehr möglich. 
Ein Verkauf kann nur bei Vorliegen eines 
Ausnahmetatbestands erfolgen, soll nur in 
Ausnahmefällen stattfinden und einer Einzel-
fallentscheidung vorbehalten bleiben. 

Vergabe von städtischen Wohngrundstücken 
im Erbbaurecht

Der Landesbetrieb Immobilienmanagement 
und Grundvermögen (LIG) prüft die Vergabe 
eines Grundstücks entsprechend der von der 
Bürgerschaft beschlossenen Bodenpolitik.  
Aufgrund des verfassungsrechtlichen Veräuße-
rungsverbots dürfen Wohngrundstücke grund-
sätzlich nicht verkauft werden. Städtische 
Wohngrundstücke werden daher grundsätz-
lich als Erbbaurechte vergeben.

Bei einem Einzelgrundstück in dezentraler Lage 
ohne angrenzende Grundstücke im Eigentum 
der FHH kann nach dem Ausnahmekatalog der 
Landeshaushaltsordnung ausnahmsweise ein 
Verkauf in Betracht gezogen werden. 
Diese Entscheidung erfolgt nach 
Einzelfallprüfung.   

Handlungsalternativen der Stadt bei 
auslaufenden Erbbaurechten

Grundsätzlich 5 Jahre vor Ablauf des Erbbau-
rechts entscheidet sich der LIG als zentraler 
Portfoliomanager der Stadt für eine seiner 
Handlungsalternativen:

a) Verlängerung von Erbbaurechten 

Durch die Verlängerung von Erbbau-
rechten und das damit verbundene langfristige 
Halten von Grundstücken im städtischen Eigen-
tum bleibt die Stadt auch zukünftig handlungs-
fähig. So können Optionen zur (Teil-)Neuord-
nung langfristig gesichert werden, sollten sich 
Wohn- und Lebensformen ändern.

Weiterhin hat die Stadt mit der Verlänge-
rung eines Erbbaurechts die Möglichkeit, in 
Erbbaurechtssiedlungen mit unterschiedli-
chen Erbbaurechtslaufzeiten die Laufzeiten zu 
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3. Laufendes Erbbaurecht

Generell ist immer der jeweilige Erbbaurechts-
vertrag im Einzelfall ausschlaggebend für das 
Rechtsverhältnis zwischen der Erbbaurechts-
geberin und den Erbbauberechtigten. Im Fol-
genden sind diejenigen Regelungen skizziert, 
die in den meisten Verträgen verankert sind: 

Rechte und Pflichten 

Die Rechte und Pflichten der Erbbaurechtsge-
berin (Stadt) sowie die der Erbbauberechtigten 
ergeben sich aus dem jeweiligen Erbbaurechts-
vertrag. Dazu gehört u. a. die Verpflichtung, 
dass die Erbbauberechtigten einen Erbbauzins 
oder das Einmalentgelt zahlen. 
Generell sind Erbbauberechtigte, soweit im 
Vertrag nicht anders geregelt, dazu verpflich-
tet, das Grundstück sowie das Gebäude in 
einem ordnungsgemäßen Zustand zu halten. 
Sie tragen die Verkehrssicherungspflicht und 
sind für alle öffentlichen Abgaben, die das 
Grundstück sowie das Gebäude betreffen, 
verantwortlich. 
Auch darf ein Erbbaurecht nur für den im Ver-
trag genannten Zweck genutzt werden – also 
im Falle von Wohnerbbaurechten in der Regel 
die bebaute Fläche als Wohnraum (zum Zeit-
punkt der Erstbebauung), die nicht bebaute 
Fläche als Garten- oder Freifläche. 

Heimfall

Liegen bestimmte Sachverhalte vor, die im Erb- 
baurechtsvertrag genannt sind (z. B. Verstoß 
gegen vertragliche Verpflichtungen oder An-
ordnung der Zwangsversteigerung des Erb-
baurechts), besteht ein Heimfallanspruch für 
die Erbbaurechtsgeberin (Stadt). 
Macht die Erbbaurechtsgeberin (Stadt) von 
ihrem Heimfallanspruch Gebrauch, so sind 
die Erbbauberechtigten auf Verlangen der 
Stadt zu Folgendem verpflichtet: Sie müssen 
das Erbbaurecht vor Ablauf der vereinbarten 
Dauer des Erbbaurechts auf ihre Kosten* auf 
die Erbbaurechtsgeberin (Stadt) oder auf ei-
nen oder mehrere von dieser zu benennenden 

*Notarkosten, Grundbuchkosten, ggf. im Einzelfall weitere

anfallende Kosten.

Dritte übertragen (sog. Heimfallanspruch). 
Das Erbbaurecht bleibt weiterhin bestehen 
und wird bei der Übertragung auf die Erbbau-
rechtsgeberin (Stadt) zu einem Eigentümer- 
erbbaurecht. 
In diesem Fall schuldet die Stadt den Erbbau-
berechtigten dafür in der Regel eine Entschä-
digung in Höhe von zwei Dritteln (2/3) des 
gemeinen Wertes** des Erbbaurechts zum 
Zeitpunkt des Heimfalls. 

Weiterveräußerung 

Ein Erbbaurecht als grundstücksgleiches Recht 
kann von den Erbbauberechtigten verkauft, 
verschenkt und vererbt werden. In den meisten 
Fällen besteht jedoch ein Zustimmungsvorbe-
halt seitens der Erbbaurechtsgeberin. Damit 
soll insbesondere sichergestellt werden, dass 
die im Vertrag geregelten Rechte und Pflich-
ten durch die neuen Erbbauberechtigten über-
nommen und erfüllt werden. Grundsätzlich 
darf das Wohnungserbbaurecht nur an private 
Personen verkauft werden. Das Erbbaurecht 
ist auch belastbar, z. B. mit Wohn- oder Nieß-
brauchrechten. So könnte beispielsweise bei 
einer Weiterveräußerung des Erbbaurechts an 
die Kinder das Wohnrecht der Eltern gesichert 
werden. Alle diese Rechte beziehen sich jedoch 
ausschließlich auf den Zeitraum des laufenden 
Erbbaurechts und erlöschen nach Ende des 
Vertrags.

Beleihbarkeit 

Für die Bestellung von Grundpfandrechten 
(z. B. Hypotheken, Grundschulden) ist häufig 
im Erbbaurechtsvertrag die Zustimmung der 
Erbbaurechtsgeberin vorgesehen. Hintergrund 
ist, dass die Rechte der Erbbaurechtsgeberin 
geschützt werden sollen, dass die Höhe der 
Belastungen den Restwert des Gebäudes nicht 
übersteigt. Auch weitere Belastungen unter-
liegen meist einem Zustimmungsvorbehalt.
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4. Auslaufendes Erbbaurecht

Die Stadt ist bestrebt, grundsätzlich 5 Jahre 
vor Ablauf der Laufzeit den Betroffenen die 
sich ihnen bietenden Möglichkeiten konkret 
darzustellen.

Optionen

Folgende Optionen haben die Erbbauberech-
tigten bei einem auslaufenden Erbbaurecht: 

a) Auslauf und Entschädigung

Sofern die Verlängerung des 
Erbbaurechts entweder nicht möglich
oder von den Erbbauberechtigten nicht ge-
wünscht ist, läuft das Erbbaurecht zum 
 vertraglich festgelegten Datum aus. Mit Ende 
des Erbbaurechtsvertrags gehen die sich 
auf dem Grundstück befindenden Gebäude 
an die  Erbbaurechtsgeberin (Stadt) über. 
Sofern im jeweiligen Erbbaurechtsvertrag 
geregelt, zahlt die Erbbaurechtsgeberin 
den Erbbauberechtigten hierfür eine 
Entschädigung. Für nicht genehmigte 
bauliche Erweiterungen wird  keine 
Entschädigung gezahlt. 

Der Verkehrswert der Bebauung wird 
über eine Gutachterin oder einen 
Gutachter ermittelt, der ca. ein Jahr vor 
Ablauf des Erbbaurechts von der 
Erbbaurechtsgeberin beauftragt wird. Die 
Entschädigung beträgt für Wohnerbbau-
rechte, die vor 2020 bestellt wurden, 
gewöhnlich 2/3 des Verkehrswertes bei 
Ablauf des Erbbaurechts. Bei 
Erbbaurechtsverträgen zur Neubebauung 
für Wohnzwecke, die ab dem Jahr 2020 
geschlossen wurden, beträgt die 
Entschädigung 100 % des entsprechenden 
Verkehrswertes. Bei Laufzeitverlängerungen 
bleiben die ursprünglichen Regelungen 
grundsätzlich bestehen. 

Bauliche Veränderung 

• Aus-/Anbau
Bauliche Erweiterungen sind nachträgliche
Änderungen, die am Bestandsgebäude der
Erstbebauung vorgenommen werden, wie
z. B. der Anbau von Zimmern. Da bauliche
Veränderungen auch Auswirkungen auf
mögliche Entschädigungszahlungen der
Stadt bei Auslaufen des Erbbaurechts
oder bei Ausübung des Heimfalls haben
können, ist hierfür grundsätzlich die Zu- 

	 stimmung der Stadt erforderlich. Aufgrund 
der Wertsteigerung des Erbbaurechts 

	 und des höheren Entschädigungsan- 
	 spruchs kann bei baulichen Veränderun- 
	 gen für die Restlaufzeit des Erbbaurechts  

ein erhöhter Erbbauzins fällig werden. 

• Abriss/Neubau
Grundsätzlich wird ein Erbbaurechtsver- 

	 trag für die Standdauer des zu errichtenden  
Gebäudes bzw. der Altbaulichkeiten ge- 

	 schlossen. Sofern eine Erbbauberechtigte 
bzw. ein Erbbauberechtigter oder die Käu- 

	 ferin bzw. der Käufer eines laufenden Erb- 
	 baurechts das Bestandsgebäude abreißen 
	 und einen Neubau errichten möchte, 

wird hier unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls geprüft, ob 
die Laufzeit verlängert werden kann. 
Bei einer positiven Entscheidung wird 
mit der Laufzeitverlängerung ein neuer 
Erbbaurechtsvertrag zu aktuellen Kon- 

	 ditionen geschlossen. Die Laufzeit des 
Erbbaurechts wird im Einzelfall mit Blick 
auf die strategische Zielsetzung der FHH  

	 festgelegt.

u Weiterveräußerungen,
Beleihungen und bauliche
Veränderungen bedürfen der
Zustimmung der Stadt.

**Der gemeine Wert meint den Verkehrswert zum Zeitpunkt 

der Ausübung des Heimfalls, der über ein Verkehrswertgut-

achten festgestellt wird.
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Über die Einzelheiten der Rückgabe werden die 
Erbbauberechtigten rechtzeitig schriftlich von 
der Erbbaurechtsgeberin benachrichtigt bzw. 
ihrem Dienstleister Wentzel Dr. Immobilienma-
nagement GmbH.

b) Kauf/Grundstückserwerb

Aufgrund des verfassungs-
rechtlichen Verbots der Eigentums-
übertragung an Wohngrundstücken ist ein 
Verkauf von Eigenheimgrundstücken grund-
sätzlich nicht mehr möglich.

c) Laufzeitverlängerung

In vielen Fällen wird die Stadt den 
Erbbauberechtigten eine Laufzeit-
verlängerung anbieten. Basis für die 
Berechnung des Erbbauzinses für die 
Laufzeitverlängerung von Erbbaurechten ist 
der Erbbauzinssatz, der zum Zeitpunkt der 
Verlängerung aktuell ist. Er beträgt für 
Wohnerbbaurechte seit  Januar 2023 
1,3 % des aktuellen Bodenwertes p. a.

u 	��Grundsätzlich 5 Jahre vor Ablauf
der Laufzeit werden den Betroffe-
nen die sich ihnen bietenden Mög-
lichkeiten konkret dargestellt.

Rechenbeispiel 
600 m² Grundstücksfläche x 500 Euro/m² = 
300.000 Euro (Bodenwert)
Davon 1,3 % = 3.900 Euro p. a. 
(im Grundbuch einzutragender Erbbauzins) 

u ��	�Basis für die Laufzeitverlängerung
von Erbbaurechten ist der Erbbau-
zinssatz. Zurzeit 1,3 % des aktuellen
Bodenwertes.

Sozialverträgliche Gestaltung

Bei der Laufzeitverlängerung von Erbbaurech
ten gibt es zum Schutz für Alterbbauberech-
tigte eine gesonderte Regelung.

Alterbbauberechtigte sind Personen, 
• die das Erbbaurecht im Zeitpunkt der

Beantragung der Erbbaurechtsverlängerung
15 Jahre ausschließlich zur Selbstnutzung
innehatten oder

• die als gesetzliche Erbinnen und Erben der
Erbbauberechtigten zusammengenommen
mit der Erblasserin bzw. dem Erblasser
das Erbbaurecht mindestens 15 Jahre aus- 

	 schließlich zur Selbstnutzung innehatten. 

u ��	�Für Alterbbauberechtigte bietet die
Stadt eine sozialverträgliche Lösung
an. Alterbbauberechtigte sollen so in
ihrem Zuhause verbleiben können.

Mit der Drucksache 21/18514 hat die Stadt 
neue Konditionen    für Alterbbauberechtigte 
beschlossen, um die Verlängerung von Erbbau-
rechten sozialverträglich zu gestalten und auch 
einkommensschwächeren Alterbbauberechtigten 
den Verbleib in ihrem Zuhause zu ermöglichen. 
Die Konditionen sehen wie folgt aus: 

https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/68224/haushaltsbeschluss_2019_2020_einzelplan_9_1_finanzbehoerde_nachbewilligung_nach_35_landeshaushaltsordnung_fuer_die_haushaltsjahre_2019_2020_sozial_ger.pdf
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Variante 1 zur Laufzeitverlängerung bei  
Alterbbauberechtigten (Regelfall)

Basis ist der Erbbauzinssatz, der zum Zeit-
punkt der Verlängerung aktuell ist. Er beträgt 
zurzeit 1,3 % des aktuellen Bodenwertes p. a. 

Als Übergangserleichterung gibt es für die 
ersten 10 Jahre eine Erlassregelung bei lau-
fendem Erbbauzins: Im ersten Jahr der Lauf-
zeitverlängerung müssen nur 50 % des  
Erbbauzinses gezahlt werden. Die übrigen  
50 % werden erlassen. Dieser Erlass würde  
sich dann jährlich in 5-Prozent-Schritten re- 
duzieren, d. h., im 2. Jahr werden 45 % erlas-
sen, im 3. Jahr 40 % usw., sodass der volle Erb- 
bauzins erst im 11. Jahr der Verlängerung zu zah-
len ist. Die Zahlung der neben dem Erbbauzins 
zu leistenden Aufwandsbeteiligung (max. 30.000 
Euro) bei Vertragsabschluss kann in diesem Fall 
ausnahmsweise in 10 Jahresraten erfolgen.

Rechenbeispiel für Variante 1

600 m² Grundstücksfläche x 500 Euro/m² = 
300.000 Euro (Bodenwert)
Davon 1,3 % = 3.900 Euro p. a. (im Grundbuch 
einzutragender Erbbauzins)
Der Alterbbauberechtigtenerlass wirkt sich 
wie folgt aus:

Zu zahlen wären 
im	 1. Jahr 50 % :	 1.950 Euro p. a.
im 	 2. Jahr 55 % :	 2.145 Euro p. a.
im 	 3. Jahr 60 % : 	 2.340 Euro p. a.
im 	 4. Jahr 65 % : 	 mit Erbbauzins-
			   anpassung gem. 

Verbraucherpreis- 
			   index-Steigerung*  

erst ab dem 11. Jahr 
100 % nach Erbbau- 

			   zinsanpassung 

*Zu beachten ist, dass jeweils nach 3 Jahren der Erbbauzins

entsprechend dem Verbraucherpreisindex angepasst wird,

d. h., im 4. Jahr, 7. Jahr usw. wird der Erbbauzins neu ange-

passt, dies gilt jeweils für die folgenden 3 Jahre.

Variante 2 und 3 zur Laufzeitverlängerung 
bei Alterbbauberechtigten

Variante 2 und 3 orientieren sich an den Kondi-
tionen des 1. oder 2. Förderweges des Wohn-
raumförderprogramms der Stadt, wenn die 
Restlaufzeit nur noch maximal 5 Jahre beträgt 
und die regulären Verlängerungskonditionen 
gemäß Variante 1 finanziell nicht tragbar sind.

Voraussetzung ist, dass ein jährlicher Nachweis 
der Einkommensverhältnisse analog zu den 
Einkommensgrenzen für den 1. oder 2. Förder-
weg vorliegt. 
Entsprechend den Anfangsmieten für Sozial-
wohnungen, die zum Zeitpunkt der Verlänge-
rung gelten, wird ein ermäßigter Erbbauzins 
festgelegt und auf die Grundstücksgröße an-
gerechnet.
Die Anfangsmieten betragen für den 1. För-
derweg aktuell 7,85 Euro/m² (= Variante 2) 
und für den 2. Förderweg aktuell 9,99 Euro/ 
m² (= Variante 3). 

Als zusätzliche Übergangserleichterung gibt 
es eine Erlassregelung für die ersten 4 Jahre. 
Im ersten Jahr der Laufzeitverlängerung wer-
den 80 % des ermäßigten Erbbauzinses erlas-
sen. Dieser Erlass würde sich dann jährlich 
in 20-Prozent-Schritten reduzieren, d. h., im 
2. Jahr werden 60 %, im 3. Jahr 40 % und im
4. Jahr werden 20 % des ermäßigten Erbbau-
zinses erlassen. Ab dem 5. Jahr muss der er-
mäßigte Erbbauzins zu 100 % gezahlt werden.
Auf die Zahlung der neben dem Erbbauzins
zu leistenden Aufwandsbeteiligung bei Ver-
tragsabschluss wird in diesen Fällen sozial
gerecht verzichtet.

Im
1. Jahr 

50 %

Im
2. Jahr 

45 %

Im
3. Jahr 

40 %

Im
9. Jahr 

10 %

Im
10. Jahr 

5 %

Im
11. Jahr 

0 %

... 

Erlass im Zeitverlauf 
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Rechenbeispiel für Variante 2

Die Konditionen sähen beispielsweise für ein 
600 m² großes Grundstück bei Nachweis der 
Einkommensvoraussetzungen für den 1. För-
derweg so aus:

600 m² Grundstücksfläche x 7,85 Euro/m² = 
4.710 Euro p. a.

Zu zahlen wären 
im 1. Jahr 20 % : 
im 2. Jahr 40 % : 
im 3. Jahr 60 % : 
im 4. Jahr 80 % : 

942  Euro  p. a. 
1.884 Euro p. a. 
2.826 Euro p. a. 
mit Erbbauzins-

			   anpassung gem. 
Verbraucherpreisindex* 
ab 5. Jahr 	 100 %  
nach Erbbauzins-

			   anpassung gem. 
Verbraucherpreisindex*

*Zu beachten ist, dass jeweils nach 3 weiteren Jahren 

der Erbbauzins entsprechend dem Verbraucherpreisindex 

angepasst wird, d. h., im 4. Jahr, 7. Jahr usw. wird der  

Erbbauzins neu angepasst, dies gilt jeweils für die 

folgenden 3 Jahre.

Erlass im Zeitverlauf 

Im
1. Jahr 

80 %

Im
2. Jahr 

60 %

Im
3. Jahr 

40 %

Im
4. Jahr 

20 %

Im
5. Jahr 

0 %

Auswahl der Varianten nach dem Günstig-
keitsprinzip 

Allgemein verfährt die Stadt nach dem Güns-
tigkeitsprinzip, d. h., es wird zwischen der 
Variante 1 und den Varianten 2 bzw. 3 stets 
die für den Erbbauberechtigten vorteilhaftere 
Variante angewendet, wenn die jeweiligen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
Ist beispielsweise der Erbbauzins von 1,3 % 
des Bodenwertes (Variante 1) günstiger als 
der, der sich durch die Berechnung analog den 
Sozialmieten ergibt (Variante 2 und 3), werden 
die einkommensabhängigen Verlängerungs
varianten nicht angewendet. Der Regelfall 
(Variante 1) ist dann insgesamt vorteilhafter. 

Um dieses auszuloten, werden alle Berechnun-
gen vorab parallel angestellt.

Haben Sie noch Fragen ? 

Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter unseres Dienstleisters 
Wentzel Dr. stehen Ihnen gerne bei Fragen 
zu Ihrem Erbbaurecht zur Verfügung: 

Wentzel Dr. Immobilienmanagement GmbH 
Stresemannallee 102-104, 22529 Hamburg 
Tel.: + 49 40 56191-421 
erbbaurechte@wentzel-dr.de 

Wenn Sie Fragen zur Erbbaurechtsbroschüre 
haben und einen telefonischen Rückruf vom 
LIG wünschen, senden Sie uns gerne eine E-Mail 
an erbbaurechtsfragen@lig.hamburg.de

mailto:erbbaurechte%40wentzel-dr.de?subject=
mailto:erbbaurechtsfragen%40lig.hamburg.de?subject=
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